ee 


Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 4664.) Vertrag zwiſchen Preußen und Lippe wegen der gegenſeitigen Gerichtsbarkeits⸗ 
Verhaͤltniſſe. Vom 18. Maͤrz 1857. 


Mira das Beduͤrfniß fuͤhlbar geworden, zur Befoͤrderung der Rechts⸗ 


pflege die gegenſeitigen Gerichtsbarkeitsverhaͤltniſſe zwiſchen Preußen und Lippe 
durch Uebereinkunft zu regeln, ſo ſind, um einen Vertrag hieruͤber abzuſchließen, 
Bevollmaͤchtigte ernannt worden, naͤmlich : 


von Seiner Majeflät dem Könige von Preußen: 
Allerhoͤchſt Ihr Geheimer Legationsrath Friedrich Hellwig, 


und 


von Seiner Durchlaucht dem Fuͤrſten zu Lippe: 
Hoͤchſt Ihr Kabinets⸗Miniſter Alexander von Oheimb, 


welche nachſtehende Artikel, unter Vorbehalt der Ratifikation, mit einander ver- 
abredet und feſtgeſetzt haben. 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 1. 


. Die Gerichte beider Staaten leiſten ſich gegenfeitig alle diejenige Rechts- 
hulfe, welche fie den Gerichten des Inlandes, nach deſſen Geſetzen und Ge⸗ 
richtsverfaſſung, nicht verweigern duͤrfen, inſofern das gegenwaͤrtige Abkommen 
nicht beſondere Einſchraͤnkungen feſtſtellt. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 


1. Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in buͤrgerlichen Rechts— 
N ſtreitigkeiten. 


Artikel 2. 


Die in Civilſachen in dem einen Staate ergangenen und nach deſſen 
Jahrgang 1857. (Nr. 4664.) 5 38 Geſetzen 


Ausgegeben zu Berlin den 30. April 1887. 
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Geſetzen vollſtreckbaren richterlichen Erkenntniſſe, Kontumazialbeſcheide und Ag⸗ 
nitionsreſolute oder Mandate ſollen, wenn ſie von einem nach dieſem Vertrage 
als kompetent anzuerkennenden Gerichte erlaſſen find, auch in dem andern 
Staate an dem dortigen Vermögen des Sachfaͤlligen unweigerlich vollfiredt 
werden. 5 


Daſſelbe ſoll auch ruͤckſichtlich der in Prozeſſen vor dem kompetenten 
Gericht geſchloſſenen und nach den Geſetzen des letzteren vollſtreckbaren Ver⸗ 
gleiche ſtattfinden. c e 


„Wie weit Wechſelerkenntniſſe auch gegen die Perſon des Verurtheil⸗ | 
190 in dem andern Staate vollſtreckt werden koͤnnen, iſt im Artikel 28. 
eſtimmt. 5 


Artikel 3. 


Ein von einem zuſtaͤndigen Gericht gefaͤlltes rechtskraͤftiges Erkenntniß 
begruͤndet vor den Gerichten des andern Staates die Einrede des rechtöfräfe 
tigen Urtheils (exceptio rei judicatae) mit denfelben Wirkungen, als wennn 
das Urtheil von einem Gericht desjenigen Staates, in welchem ſolche Einrede 
geltend gemacht wird, geſprochen waͤre. 


Artikel 4. 


Keinem Unterthan iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Prorogation der | 
Gerichtsbarkeit des andern Staates, dem er als Unterthan und Staatsbürger 
nicht angehoͤrt, zu unterwerfen. 


Keine Gerichtsbehoͤrde iſt befugt, der Requiſition eines ſolchen geſetzwi⸗ 
drig prorogirten Gerichts um Stellung des Beklagten oder Vollſtreckung des 
Erkenntniſſes ſtattzugeben, vielmehr wird jedes von einem ſolchen Gericht ges 
ſprochene Erkenntniß in dem andern Staate als unguͤltig betrachtet. 


Artikel 5. 


Der Mäger Beide Staaten erkennen den Grundſatz an, daß der Kläger dem Ger 

geh Be richtsſtand des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil der 
fremden Gerichtsſtelle nicht nur, ſofern daſſelbe den Beklagten, ſondern auch, 

ſofern es den Klaͤger, B. ruͤckſichtlich der Erſtattung von Gerichtskoſten 

betrifft, in dem andern Staate als rechtsguͤltig erkannt und vollzogen. | 


Artikel 6. 
Widerklage. Fuͤr die Widerklage ift die Gerichtsbarkeit des uber die Vorklage zus 
ſtaͤndigen Richters begruͤndet, dafern nur jene ſonſt nach den Landesgeſetzen des 
Vorbeklagten zulaͤſſig iſt. . 


Ar⸗ 
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Artikel 7. a 
Die Provokationsklagen (ex lege diffamari oder ex lege si contendat) Probokations- 
werden erhoben vor dem perſoͤnlich zuſtaͤndigen Gerichte der Provokanten, oder Klage. 
da, wohin die Klage in der Hauptfache ſelbſt gehörig iſt; es wird daher die 
von dieſem Gericht, beſonders im Falle des Ungehorſams, rechtskraͤftig aus⸗ 


N ann 9 Sentenz von der Obrigkeit des Provozirten als vollſtreckbar an⸗ 
hi erkannt. 


Artikel 8. 


4 Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den Wohnſitz in Perſonlicher 

| einem Staate, oder bei denen, die einen eigenen Wohnſitz noch nicht genommen Gerichtsſtand. 
haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Eltern begruͤndet iſt, 

wird von beiden Staaten in perſoͤnlichen Klagſachen dergeſtalt anerkannt, daß 

5 der Unterthan des einen Staates von den Unterthanen des andern nur vor ſei⸗ 

| nem perſoͤnlichen Richter belangt werden darf. Es müßten denn bei jenen 

3 perſoͤnlichen Klagſachen, neben dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande, noch die beſon⸗ 

f deren Gerichtsſtaͤnde des Kontraktes oder der geführten Verwaltung konkurriren, 

Maden a die perſoͤnliche Klage auch vor dieſen Gerichtsſtaͤnden erhoben 

werden kann. 


Artikel 9. 


Die Abſicht, einen beſtaͤndigen Wohnſitz an einem Orte nehmen zu wol⸗ 
len, kann ſowohl ausdruͤcklich, als durch Handlungen geäußert werden. Das 
llletztere geſchieht, wenn Jemand an einem gewiſſen Orte ein Amt, welches 
ſiine beſtaͤndige Gegenwart daſelbſt erforderk, uͤbernimmt, Handel oder Ge- 
5 werbe daſelbſt zu treiben anfaͤngt, oder ſich daſelbſt Alles, was zu einer ein⸗ 
IR gerichteten Wirthſchaft gehört, anſchafft. Die Abſicht muß aber nicht blos in 
Beziehung auf den Staat, ſondern ſelbſt auf den Ort, wo der Wohnſitz ges 
nommen werden ſoll, beſtimmt geaͤußert ſein. 


Artikel 10. 


Wenn Jemand ſowohl in dem einen als in dem andern Staate ſeinen 
10 genommen hat, ſo haͤngt die Wahl des Gerichtsſtandes von dem 
aͤger ab. 


| Artikel 11, 
0 


Der Wohnſitz des Vaters, wenn dieſer noch am Leben iſt, begruͤndet 

zugleich den ordentlichen Gerichtsſtand des noch in ſeiner Gewalt befindlichen 

Kindes, ohne Ruͤckſicht auf den Ort, wo daſſelbe geboren worden, oder wo das 
Kind ſich nur eine Zeitlang aufhält, a f 

(Nr, 4664.) 38 * Ar⸗ 
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Artikel 12. 


Iſt der Vater verſtorben, ſo verbleibt der Gerichtsſtand, unter welchem 
derſelbe zur Zeit ſeines Ablebens ſeinen Wohnſitz hatte, der ordentliche Gerichts⸗ 
ſtand des Kindes, ſo lange daſſelbe noch keinen eigenen ordentlichen Wohnſtitz 
rechtlich begruͤndet hat. i f 


Artikel 13. 


Iſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Ehe zur rech⸗ 
ten Hand erzeugt, fo richtet ſich der Gerichtstand eines ſolchen Kindes auf 
gleiche Art nach dem gewoͤhnlichen Gerichtsſtande der Mutter. 


Artikel 14. 


Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Staate, ohne deſſen 
Buͤrger zu ſein, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik, oder ein anderes derglei⸗ 
chen Etabliſſement beſitzen, ſollen wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten, welche 
ſie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor den Ge⸗ 
richten des Landes, wo die Gewerbsanſtalten ſich befinden, als vor dem Ge⸗ 
richtsſtande des Wohnorts belangt werden koͤnnen. 


Artikel 15. 


Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem perſoͤnlichen Auf⸗ 
enthalte auf dem erpachteten Gute, ſoll den Wohnort des Pachters im Staate 
begruͤnden. 


Artikel 16. 


Ausnahmsweiſe ſollen Studirende, ferner alle im Dienſte Anderer ſtehende 
Perſonen, ſowie dergleichen Lehrlinge, Geſellen, Handlungsdiener, Kunſtgehuͤlfen, 
Hand und Fabrikarbeiter, auch in demjenigen Staate, wo fie ſich in dieſer 
Eigenſchaft aufhalten, während dieſer Zeit noch einen perſoͤnlichen Gerichtsſtand 
haben, hier aber, fo viel ihren perſoͤnlichen Zuſtand und die dovon abhangen⸗ 
den Rechte betrifft, ohne Ausnahme nach den Geſetzen ihres Wohnortes und 
ordentlichen Gerichtsſtandes beurtheilt werden. f 


Artikel 17. 


| 
Gerichtsstand Erben werden wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten ihres Erblaſſers vor 
der Erben. Hoffen Gerichtsſtande fo lange belangt, als die Erbſchaft ganz oder theil⸗ 

weiſe noch dort vorhanden, oder, wenn der Erben mehrere find, noch nicht ge 

theilt iſt. n 5 | 

| 


Ar⸗ 


a 


Artikel 18. 


Wegen einer von einem Preußiſchen Unterthan innerhalb des Gebietes Gerichtsstand 
Seiner Durchlaucht des Fuͤrſten zu Lippe veruͤbten Ehrverletzung haben die in Injurien⸗ 
Fuͤrſtlichen Gerichte nur dann das Unterſuchungsverfahren einzuleiten, wenn ſachen. 
die Faͤlle der HH. 102., 152—156,, 187. oder 189, des Preußiſchen Strafgeſetz⸗ 

N buches vorliegen, und die mit der oͤffentlichen Klage beauftragte Behörde 
. XVI. des Einfuͤhrungsgeſetzes zum Preußiſchen Strafgeſetzbuche vom 
15ͥ44. April 1851.) die Sache von der entſprechenden Bedeutung erachtet. We⸗ 

gen aller uͤbrigen hierunter nicht mitbegriffenen einfachen Injurien (H. 343. des 
Preußiſchen Strafgeſetzbuches) iſt die Sache an den Preußiſchen Civilrichter 
Au verweiſen, ſofern nicht ausnahmsweiſe der Beleidiger auch in dem Fuͤrſtlichen 
Gebiete einen Wohnſitz hat, und dadurch das dort vorgeſchriebene Unterſuchungs⸗ 
verfahren begruͤndet wird. 


= Umgekehrt follen auch die Preußiſchen Gerichte wegen der von einem 
Fuͤrſtlichen Unterthan in Preußen veruͤbten Ehrverletzungen nach denſelben Grund⸗ 
ſätzen verfahren, und demgemaͤß die Unterſuchung nur dann, wenn hiernach 
das Unterſuchungsverfahren an ſich begruͤndet iſt, einleiten, in allen anderen 
Faͤllen aber den Klaͤger an die Fuͤrſtlichen Gerichte verweiſen. 


Bei entſtehendem Kreditweſen wird der perſoͤnliche Gerichtsſtand des Allgemeines 
Schuldners auch als allgemeines Konkursgericht (Gantgericht) anerkannt; hat aach. e 
Jemand nach Artikel 9., 10. wegen des in beiden Staaten zugleich genom 
menen Wohnſitzes einen mehrfachen perſoͤnlichen Gerichtsſtand, ſo entſcheidet 
für die Kompetenz des allgemeinen Konkursgerichtes die Praͤvention. 


Der erbſchaftliche Liquidationsprozeß wird im Fall eines mehrfachen Ge—⸗ 
richtsſtandes von dem Gerichte eingeleitet, bei welchem er von den Erben oder 
dem Nachlaßkurator in Antrag gebracht wird. 


Der Antrag auf Konkurseroͤffnung findet nach erfolgter Einleitung eines 
erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes nur bei dem Gerichte ſtatt, bei welchem der 
letztere bereits rechtshaͤngig iſt. 


| Artikel 19. 
N 
| 


Artikel 20. 


Der hiernach in dem einen Staate eroͤffnete Konkurs, reſp. erbſchaftliche 
Liquidationsprozeß erſtreckt ſich auch auf das in dem andern Staate befind- 
liche Vermögen des Gemeinſchuldners, welches daher auf Verlangen des Kon- 
kursgerichts von demjenigen Gerichte, wo das Vermögen ſich befindet, ſicher⸗ 
geftellt, inventirt, und entweder in natura oder nach vorgaͤngiger Verſilberung 
zur Konkursmaſſe ausgeantwortet werden muß. 


(Ar. 4664.) i Hierbei 
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Hierbei finden jedoch folgende Einſchraͤnkungen ſtatt: 


1) Gehört zu dem auszuantwortenden Vermögen eine dem Gemeinſchuldner = 


angefallene Erbſchaft, fo kann das Konkursgericht nur die Ausantwor⸗ 
tung des, nach erfolgter Befriedigung der Erbſchaftsglaͤubiger, inſoweit 


nach den im Gerichtsſtande der Erbſchaft geltenden Geſetzen die Sepa⸗ a 
ration der Erbmaſſe von der Konkursmaſſe noch zuläffig iſt, ſowie nach 


Berichtigung der ſonſt auf der Erbſchaft ruhenden Laſten verbleibenden 
Ueberreſtes zur Konkursmaſſe fordern. 


2) Ebenſo koͤnnen vor Ausantwortung des Vermoͤgens an das allgemeine 
Konkursgericht alle nach den Geſetzen desjenigen Staates, in welchem 
ſich das auszuantwortende Vermögen befindet, zulaͤſſigen Vindikations⸗, 
Pfand⸗, Hypotheken- oder ſonſtige, eine vorzugsweiſe Befriedigung ges 
waͤhrenden Rechte an den zu dieſem Vermoͤgen gehoͤrigen und in dem 
betreffenden Staate befindlichen Gegenſtaͤnden, vor deſſen Gerichten gel⸗ 
tend gemacht werden, und iſt ſodann aus deren Erloͤs die Befriedigung 
dieſer Glaͤubiger zu bewirken, und nur der Ueberreſt an die Konkursmaſſe 
abzuliefern, auch der etwa unter ihnen oder mit dem Kurator des allge⸗ 
meinen Konkurſes oder erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes uͤber die Ve⸗ 
ritaͤt oder Prioritaͤt einer Forderung entſtehende Streit von denſelben 
Gerichten zu entſcheiden. ö 


— 


3 
werkseigenthum, ſo wird, Behufs der Befriedigung der Bergglaͤubiger 
aus demſelben, ein Spezialkonkurs eingeleitet, und nur der verbleibende 
Ueberreſt dieſer Spezialmaſſe zur Hauptmaſſe abgeliefert. ö 


4) Ebenſo kann, wenn der Gemeinſchuldner Seeſchiffe oder dergleichen 
Schiffsparte beſitzt, die vorgaͤngige Befriedigung der Schiffsglaͤubiger 


aus dieſen Vermoͤgensſtuͤcken nur bei dem betreffenden See- und Han⸗ 


delsgericht im Wege eines einzuleitenden Spezialkonkurſes erfolgen. 


Artikel 21. 


Inſoweit nicht etwa die in dem vorſtehenden Artikel 20. beſtimmten Aus⸗ 
nahmen eintreten, find alle Forderungen an den Gemeinſchuldner bei dem all- 
gemeinen Konkursgerichte einzuklagen, auch die Ruͤckſichts ihrer etwa bei den 
Gerichten des andern Staates bereits anhaͤngigen Prozeſſe bei dem Konkurs⸗ 


gericht weiter zu verfolgen, es ſei denn, daß letzteres Gericht deren Fortſetzung 


um Entſcheidung bei dem prozeßleitenden Gerichte ausdrücklich genehmigt oder 
verlangt. 


Auch diejenigen Forderungen, welche nach Inhalt des Artikels 20. bei 
dem beſonderen Gerichte geltend gemacht werden duͤrfen, dort aber nicht ange: 
zeigt, oder nicht befriedigt worden find, koͤnnen bei dem allgemeinen Konkurs: 


Gerichte noch geltend gemacht werden, fo lange bei dem letzteren nach den 


Geſetzen deſſelben eine Anmeldung noch zulaͤſſig iſt. 8 
Ding⸗ 


Beſitzt der Gemeinſchuldner Bergtheile oder Kure oder ſonſtiges Berg⸗ N 
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Dingliche Rechte werden jedenfalls nach den Geſetzen des Orts, wo die 
Sache belegen iſt, beurtheilt und geordnet. 


Hinſichtlich der Guͤltigkeit perſoͤnlicher Anſpruͤche entſcheiden, wenn es 
auf die Rechtsfaͤhigkeit eines der Betheiligten ankommt, die Geſetze des Staates, 
dem er angehoͤrt; wenn es auf die Form eines Rechtsgeſchaͤftes ankommt, die 
Geſetze des Staates, wo das Geſchaͤft vorgenommen worden iſt (Artikel 32.); 
bei allen anderen als den vorangefuͤhrten Faͤllen die Geſetze des Staates, wo 
die Forderung entſtanden iſt. Ueber die Rangordnung perſoͤnlicher Anſpruͤche 
und deren Verhaͤltniß zu den dinglichen entſcheiden die am Orte des Konkurs⸗ 
Gerichtes geltenden Geſetze. Nirgends aber darf ein Unterſchied zwiſchen in- 
und auslaͤndiſchen Glaͤubigern ruͤckſichtlich der Behandlung ihrer Rechte gez 
macht werden. 


* 


Artikel 22. 


Alle Realklagen, desgleichen alle poſſeſſoriſchen Rechtsmittel, wie auch die Hinglicher Be 
ſogenannten actiones in rem scriptae muͤſſen, dafern fie eine unbewegliche richtsſtand. 
Sache betreffen, vor dem Gericht, in deſſen Bezirk ſich die Sache befindet — 
können aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor dem perſoͤnlichen 
Gerichtsſtande des Beklagten — erhoben werden, vorbehaltlich deſſen, was auf 
den Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. 


In Betreff der hypothekariſchen Klage wird von den kontrahirenden 

Staaten gegenſeitig anerkannt, daß der Klageantrag, auch wenn er nicht auf 

Einraͤumung des Beſitzes der als Hypothek haftenden Sache, ſondern auf Be⸗ 

triedigung aus derſelben gerichtet iſt, den Erforderniſſen der hypothekariſchen 
Klage entſpricht. 


Artikel 23. 


In dem Gerichtsſtande der Sache koͤnnen keine blos (rein) perſoͤnlichen 
Klagen angeſtellt werden. 


Artikel 24. 


Eine Ausnahme von dieſer Regel findet jedoch ſtatt, wenn gegen den 
Beſitzer unbeweglicher Guͤter eine ſolche perſoͤnliche Klage angeſtellt wird, welche 
aus dem Beſitze des Grundſtuͤckes oder aus Handlungen fließt, die er in der 
Eigenſchaft als Gutsbeſitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein ſolcher 
Gutsbeſitzer: 


1) die mit ſeinem Pachter oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten 
zu erfuͤllen, oder i 

N die zum Beſten des Grundſtuͤckes geleiſteten Vorſchuͤſſe oder gelieferten 
Materialien und Arbeiten zu verguͤten ſich weigert, oder 


(Ar, 4064.) 3) ſeine 


e 3 


Erbſchafts⸗ 
Klagen. N 


8 


| VV; 
30 feine Nachbarn im Beſitze ftört, 


4) ſich eines auf das benachbarte Grundſtuͤck ihm zuſtehenden Rechts be. 


ruͤhmt, oder 5 
5) wenn er das Grundſtuͤck ganz oder zum Theil veräußert und den Kon: 
trakt nicht erfüllt, oder die ſchuldige Gewaͤhr nicht leiſtet, 


ſo muß derſelbe in allen dieſen Faͤllen bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht 
0 Ei fein Gegner ihn in feinem perfönlichen Gerichtsſtande nicht bez 
angen will, 


Artikel 25. 


Erbſchaftsklagen werden da, wo die Erbſchaft ſich befindet, erhoben. 
Wenn die Erbſtuͤcke zum Theil in dem einen, zum Theil in dem andern 
Staatsgebiete ſich befinden, ſo ſteht es dem Klaͤger frei, die Klage in dem 


einen oder dem andern Gerichtsſtande der belegenen Erbſchaft ungetheilt an⸗ 


zuſtellen, ohne Ruͤckſicht darauf, wo der groͤßte Theil der Erbſchaftsſachen ſich 
befinden mag. 


Doch werden alle beweglichen Erbſchaftsſtuͤcke ſo angeſehen, als befaͤnden 


ſie ſich an dem Wohnorte des Erblaſſers. Aktivforderungen werden ohne 


Gerichtsſtand 


des Arreſtes. 


daß ſich eine wirkliche gegenwaͤrtige Gefahr auf Seiten des Glaͤubigers 


Gerichtsſtand 


Unterſchied, ob ſie hypothekariſch ſind oder nicht, den beweglichen Sachen 
beigezaͤhlt. 


Artikel 26. g 
Ein Arreſt darf in dem einen Staate und nach den Geſetzen deſſelben 
gegen den Buͤrger des andern Staates ausgebracht und verfuͤgt werden, unter 
der Bedingung jedoch, daß entweder auch die Hauptſache dorthin gehoͤre, oder 


nachweiſen laſſe. Iſt in dem Staate, in welchem der Arreſt verhangen worden, 
ein Gerichtsſtand für die Hauptſache nicht begründet, fo iſt dieſe, nach vorlaͤu⸗ 


figer Regulirung des Arreſtes, an den zuſtaͤndigen Richter des andern Staates | 


zu verweiſen. Was dieſer rechtskräftig erkennt, unterliegt der allgemeinen Be⸗ 
ſtimmung im Artikel 2. 


Artikel 27. 
Der Gerichtsſtand des Kontraktes, vor welchem ebenſowohl auf Erfuͤllung 


des Konträktes. als wie auf Aufhebung des Kontraktes geklagt werden kann, findet nur dann 


ſeine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in dem Gerichts⸗ 
bezirk ſich anweſend befindet, in welchem der Kontrakt geſchloſſen worden iſt, 
oder in Erfuͤllung gehen ſoll. 

Dieſes iſt, namentlich auf die auf öffentlichen Markten geſchloſſenen Kon 
trakte, auf Viehhaͤndel und dergleichen anwendbar. 


Ar⸗ 


bei dem Gerichte, bei welchem der Beklagte feinen perfönlichen Gerichtsſtand fachen 


= 
5 Artikel 28. 
Wechſelklagen koͤnnen ſowohl bei dem Gerichte des Zahlungsortes, als Gerichtsſtand 


hat, erhoben werden. 


Wenn mehrere Wechſelſchuldner zuſammen belangt werden, ſo iſt außer 
dem Gerichte des Zahlungsortes jedes Gericht kompetent, welchem Einer der 
Beklagten perſoͤnlich unterworfen iſt. f 


Bei dem Gerichte, bei welchem hiernach eine Wechſelklage anhaͤngig ge⸗ 


macht iſt, muͤſſen ſich demnaͤchſt auch alle Wechſelverpflichteten einlaſſen, welche 


von einer Partei in Gemaͤßheit der in den verſchiedenen Staaten oder Landes⸗ 


theilen beſtehenden Prozeßgeſetze zur Regreßleiſtung beigeladen, oder nach gehoͤ⸗ 


rig geſchehener Streitverkuͤndigung belangt werden. 


Artikel 29. 


Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand fremdes Gut oder Ver- Gerichtsſtand 
mögen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus einer ſolchen 1 Ver⸗ 
Adminiſtration angeſtellten Klagen ſich einlaſſen, es muͤßte denn die Admini⸗ x 


‚ firation bereits völlig beendigt, und der Verwalter über die gelegte 1 
Ruͤck⸗ 


quittirt fein, Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener 
ſtand gefordert, oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, ſo kann dieſes 
nicht bei dem vormaligen Gerichtsſtande der gefuͤhrten Verwaltung geſchehen. 


Artikel 30. 


Jede aͤchte Intervention, die nicht eine beſonders zu behandelnde Rechts- ueber Inter⸗ 
ſache in einen ſchon anhängigen Prozeß einmiſcht, fie fei prinzipal oder acceffo- vention. 
riſch, betreffe den Klaͤger oder Beklagten, ſei nach vorgaͤngiger Streitankuͤndi⸗ 
gung oder ohne dieſelbe geſchehen, begründet gegen den auslaͤndiſchen Inter⸗ 


1 


venienten die Gerichtsbarkeit des Staates, in welchem der Hauptprozeß ge⸗ 
fuͤhrt wird. 


Artikel 31. 
Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln beſtimmten Gerichts⸗ Wirkung der 


ſtande eine Sache rechtshaͤngi gemacht iſt, fo iſt der Streit daſelbſt zu been- u ig 
digen, ohne daß die Rechtshängigkeit durch Veraͤnderung des Wohnſitzes oder 


Aufenthaltes des Beklagten geſtört oder aufgehoben werden könnte. 


Jahrgang 1857. (Fr. 4964.) 39 Die 
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Die Rechtshaͤngigkeit einzelner Klagſachen wird durch Inſinuation der 10 


Ladung zur Einlaſſung auf die Klage fuͤr begruͤndet erkannt. 


2. In Hinſicht der Gerichtsbarkeit in nicht ſtreitigen 
Rechtsſachen. 


Artikel 32. 


Alle Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, was 
die Guͤltigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach den Geſetzen des 
Orts beurtheilt, wo ſie eingegangen ſind. { 


Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des andern Staates die Guͤl⸗ 
tigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten Behoͤrde 
in demſelben abhaͤngt, ſo hat es auch hierbei ſein Verbleiben. Vertraͤge, welche 
die Begruͤndung eines dinglichen Rechtes auf unbewegliche Sachen zum Zweck 
haben, richten ſich nach den Geſetzen des Ortes, wo die Sachen liegen. Jedoch 


haben im Koͤnigreiche Preußen die vor einem Fuͤrſtlich Lippiſchen Gerichte ab 


geſchloſſenen oder rekognoszirten Vertraͤge dieſelbe Wirkſamkeit, als wenn ſie 
vor einem Koͤniglich Preußiſchen Gerichte abgeſchloſſen oder rekognoszirt worden 
waͤren. Im Fuͤrſtenthum Lippe haben die vor einem Koͤniglich Preußiſchen 
Gerichte oder Notare in Preußen nach der inlaͤndiſchen Geſetzgebung guͤltig 
abgeſchloſſenen oder rekognoszirten Vertraͤge dieſelbe Wirkſamkeit, als wenn ſie 
0 einem Fuͤrſtlich Lippiſchen Gerichte abgeſchloſſen oder rekognoszirt wor⸗ 
en waͤren. 


Artikel 33. 


Die Beſtellung der Perſonal-Vormundſchaft für Minderjaͤhrige oder ihnen 
gleich zu achtende Perſonen gehoͤrt vor die Gerichte, wo der Pflegebefohlene 
ſeinen Wohnſitz hat, oder, bei mangelndem Wohnſitze, wo er ſich aufhaͤlt, und 
bei doppeltem Wohnſitze (Artikel 10.) iſt das prävenirende Gericht kompetent. 
In Abſicht der zu dem Vermoͤgen der Pflegebefohlenen gehoͤrigen Immobilien, 
welche unter der andern Landeshoheit liegen, ſteht der jenſeitigen Gerichtsbe⸗ 
hoͤrde frei, wegen dieſer beſondere Vormuͤnder zu beſtellen oder den auswaͤrtigen 
Perſonal⸗Vormund ebenfalls zu beſtaͤtigen, welcher letztere jedoch bei den auf 
das Grundſtuͤck ſich beziehenden Geſchaͤften die am Orte des gelegenen Grund⸗ 
ſtuͤcks geltenden geſetzlichen Vorſchriften zu befolgen hat. Im erſteren Falle 
ſind die Gerichte der Haupt⸗Vormundſchaft gehalten, der Behoͤrde, welche wegen 
der Grundſtuͤcke beſondere Vormuͤnder beftellt hat, aus den Akten die noͤthigen 
Nachrichten auf Erfordern mitzutheilen; auch haben die beiderſeitigen Gerichte 
wegen Verwendung der Einkuͤnfte aus den Guͤtern, ſoweit ſolche zum le 

ha 
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halte und der Erziehung oder dem ſonſtigen Fortkommen der Pflegebefohlenen 
erforderlich ſind, ſich mit einander zu vernehmen, und in deſſen Verfolg das 
Noͤthige zu verabreichen. Erwirbt der Pflegebefohlene ſpaͤter in dem andern 
Staate einen Wohnſitz im landesgeſetzlichen Sinne, ſo kann die (Perſonal- oder 
Haupt⸗) Vormundſchaft an das Gericht ſeines neuen Wohnſitzes zwar uͤber⸗ 
gehen, jedoch nur auf Antrag des Vormundes und mit Zuſtimmung der beider⸗ 
ſeitigen obervormundſchaftlichen Behoͤrden. 


Die Beendigung der (Perſonal-⸗) Vormundſchaft richtet ſich nach den 
Geſetzen des Landes, unter deſſen Gerichten ſie ſteht. 


Mit der Vormundſchaft uͤber die Perſon erreicht auch die ruͤckſichtlich 
des im Gebiete des andern Staates belegenen Immobiliarvermoͤgens eingelei⸗ 
tete Vormundſchaft ihre Endſchaft, ſelbſt dann, wenn der Pflegebefohlene nach 
1 en dieſes Staates noch nicht zu dem Alter der Volljaͤhrigkeit gelangt 
ein ſollte. 


3. Ruͤckſichtlich der Strafgerichtsbarkeit. 


Artikel 34. 


Die Uebertreter von Strafgeſetzen werden, ſoweit nicht die nachfolgenden Auslieferung 
Artikel Ausnahmen beſtimmen, von dem Staate, welchem ſie angehören, nicht der Verbrecher. 
ausgeliefert, ſondern koͤnnen nur in dem letzteren wegen der in dem andern 
Staate begangenen Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen, wenn ſie auch 
nach den Geſetzen des Staates, dem ſie angehoͤren, ſtrafbar ſind, zur Unter⸗ 
ſuchung gezogen und beſtraft werden. Daher findet auch ein Kontumazial⸗ 
Verfahren des andern Staates gegen ſie nicht ſtatt. 


Hinſichtlich der Forſt- und Jagdfrevel in den Grenzwaldungen bewendet 
es bei der zu deren Verhuͤtung und Beſtrafung unter dem 16. und 31. Juli 
1822. abgeſchloſſenen beſonderen Uebereinkunft. 5 


Artikel 35. 


Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des andern ſich Vollſtrecung 

eines Verbrechens oder Vergehens oder einer Uebertretung ſchuldig gemacht hat e 
und daſelbſt ergriffen und zur Unterſuchung gezogen worden iſt, ſo wird, wenn 
der Angeſchuldigte gegen jurgtoriſche Kaution oder Handgeloͤbniß entlaſſen wor⸗ 
den iſt, und ſich in feinen Heimathsſtaat zuruͤckbegeben hat, von dem ordent⸗ 
lichen Richter deſſelben das Erkenntniß des ausländifchen Gerichtes, nach vor: 
gaͤngiger Requiſition und Mittheilung des Urtheils, ſowohl an der Perſon als 

an den in dem Staatsgebiete befindlichen Gütern des Verurtheilten vollzogen, 

(Ir. 4664.) 39˙* vor⸗ 


— 1- 
vorausgeſetzt, daß die Handlung, wegen deren die Strafe erkannt worden if, 
auch nach den Geſetzen des requirirten Staates mit Strafe bedroht und nicht 
zugleich blos gegen polizei» oder finanzgeſetzliche Vorſchriften gerichtet ift, in: 
gleichen unbeſchadet des dem requirirten Staate zuſtaͤndigen Strafverwandlunge 
oder Begnadigungsrechtes. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht eines An⸗ 
geſchuldigten nach der Verurtheilung oder waͤhrend der Strafverbuͤßung ſtatt. 


Hat ſich der Angeſchuldigte aber vor der Verurtheilung der Unterſuchung 
durch die Flucht entzogen, ſo ſoll es dem unterſuchenden Gerichte nur freiſtehen, 
unter Mittheilung der Akten auf Fortſetzung der Unterſuchung und Beſtrafung 
des Angeſchuldigten, ſowie auf Einbringung der aufgelaufenen Unkoſten aus 
dem Vermoͤgen deſſelben anzutragen, und muß dieſem Antrage, wiederum unter 
der Vorausſetzung, daß die Handlung, wegen deren die Unterſuchung 10% 
war, auch nach den Geſetzen des requirirken Staates mit Strafe bedroht und 
nicht zugleich blos gegen polizei- oder finanzgeſetzliche Vorſchriften gerichtet if, 
von dem requirirten Staate entſprochen werden. In Fällen, wo der Verur⸗ 
theilte nicht vermoͤgend iſt, die Koſten der Strafvollſtreckung zu tragen, hat das 
requirirende Gericht ſolche in Gemaͤßheit der Beſtimmung des Artikels 44. 
zu erſetzen. 


Artikel 36. 


Bedingt zu Hat der Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des andern Staates 
Srlbſttellung, durch ſolche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er angehört, gar 
nicht mit Strafe bedroht find, z. B. durch Uebertretung eigenthuͤmlicher Abs 
gabengeſetze, Polizeivorſchriften und dergleichen, und welche demnach auch von 
dieſem Staate nicht beſtraft werden koͤnnen, fo ſoll auf vorgaͤngige Requiſition 
zwar nicht zwangsweiſe der Unterthan vor das Gericht des andern Staates 
geſtellt, demſelben aber ſich ſelbſt zu ſtellen verſtattet werden, damit er ſich gegen 
die Anſchuldigungen vertheidigen und gegen das in ſolchen Faͤllen zulaͤſſige 
Kontumazialverfahren wahren koͤnne. 
| 


Doch ſoll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengeſetzes des einen Staates 
den Unterthanen des andern Staates Waaren in Beſchlag genommen worden 
find, die Verurtheilung, ſei es im Wege des Kontumazialverfahrens oder ſonſt, 
nur inſofern eintreten, als fie ſich auf die in Beſchlag genommenen Gegen 
ftände beſchraͤnkt. In Anſehung der Kontravention gegen Zollgeſetze bewendet 
es bei dem unter den reſp. Vereinsſtaaten abgeſchloſſenen Zollkartell. 


Artikel 37. 


Der zuftändige Strafrichter darf auch, ſoweit die Geſetze feines Landes 
es geſtatten, uͤber die aus dem Verbrechen entſprungenen Privatanſpruͤche mit 
erkennen, wenn darauf von dem Beſchaͤdigten angetragen worden iſt. 


— 
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Artikel 38. 


Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen, Vergehen Auslieferung 
oder Uebertretungen ihr Vaterland verlaffen und in den andern Staat ſich ge⸗ ea Gefchee 
fluͤchtet haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu ſein, 
werden nach vorgaͤngiger Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert. 


Artikel 39. 


Al, Solche eines Verbrechens, Vergehens oder einer Uebertretung verdaͤchtige Auslieferung 
Individuen, welche weder des einen noch des andern Staates Unterthanen ee 
find, werden, wenn fie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten verletzt zu 

haben beſchuldigt ſind, demjenigen Staate, in welchem die ſtrafbare Handlung 

verübt wurde, auf vorgaͤngige Requiſttion gegen Erſtattung der Koſten ausge⸗ 

liefert. Es bleibt jedoch dem requirirten Staate uͤberlaſſen, ob er dem Aus⸗ 
lieferungsantrage Folge geben wolle, bevor er die Regierung des dritten Staates, 

welchem der Angeſchuldigte angehört, von dem Antrage in Kenntniß geſetzt 

und deren Erklaͤrung erhalten habe, ob ſie den Angeſchuldigten zur eigenen Be⸗ 

ſtrafung reklamiren wolle. 


Artikel 40. 


Ign denſelben Fällen, wo der eine Staat berechtigt iſt, die Auslieferung Verbindlichkeit 
eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von dem andern zer 1 
Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. rung. 


Artikel 41. 


In Kriminalfaͤllen, wo die perſoͤnliche Gegenwart der Zeugen an dem Stellung der 
Orte der Unterfuchung nothwendig iſt, ſoll die Stellung der Unterthanen des Zeugen. 
einen Staates vor das Unterſuchungsgericht des andern zur Ablegung des 
Zeugniſſes, zur Konfrontation oder Rekognition, gegen vollftändige Vergütung 
der Reiſekoſten und der Verſaͤumniß, nie verweigert werden. 


— 


Artikel 42. 


Da nunmehr die Faͤlle genau beſtimmt ſind, in welchen die Auslieferung 
der Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht verweigert 
werden ſoll, ſo hat im einzelnen Falle die Behörde, welcher fie obliegt, weder 
vorgängige reversales de obseryando reciproco zu erfordern, noch, dafern 

Gr. 4664.) ſie 


Koſten. 


1 


„ 


fie nur eine Provinzialbehörde if, in der Regel erft die befondere Genehmigung 
der ihr vorgeſetzten Miniſterialbehoͤrde einzuholen, es ſei denn, daß im einzelnen 


Falle die Anwendung des Abkommens noch Zweifel zuließe, oder ſonſt ganz 


eigenthuͤmliche Bedenken hervortreten. Unterbehoͤrden bleiben aber unter allen 


Umftänden verpflichtet, keinen Menſchen außer Landes verabfolgen zu laſſen, 
bevor ſie nicht zu dieſer Auslieferung die Autoriſation der ihnen unmittelbar 
vorgeſetzten Behoͤrde eingeholt haben. 


Artikel 43. | 
Gerichtliche und außergerichtliche Prozeß- und Unterſuchungskoſten, welche 


von dem kompetenten Gerichte des einen Staates nach den dort geltenden Vor⸗ 


ſchriften feſtgeſetzt und ausdruͤcklich fuͤr beitreibungsfaͤhig erklaͤrt worden ſind, 
ſollen auf Verlangen dieſes Gerichtes auch in dem andern Staate von dem 
daſelbſt ſich aufhaltenden Schuldner ohne Weiteres exekutiviſch eingezogen wer⸗ 
den. Die den gerichtlichen Anwaͤlten an ihre Mandanten zuſtehenden Forderun⸗ 


gen an Gebuͤhren und Auslagen konnen indeß in Preußen gegen die dort woh⸗ 


nenden Mandanten nur im Wege des Mandatsprozeſſes nach $. 1. der Ver⸗ 
ordnung vom 1. Juni 1833. geltend und beitreibungsfaͤhig gemacht werden; es 
iſt jedoch auf die Nequiſition des jenſeitigen Prozeßgerichtes das geſetzliche Ver⸗ 
fahren von dem kompetenten Gerichte einzuleiten und dem auswaͤrtigen Rechts⸗ 
anwalte Behufs der koſtenfreien Betreibung der Sache ein Aſſiſtent von Amts⸗ 
wegen zu beſtellen. 


Artikel 44. 


In allen Civil⸗ und Kriminal⸗Rechtsſachen, in welchen die Bezahlung 
der Unkoſten dazu unvermoͤgenden Perſonen obliegt, haben die Behörden des 
einen Staates die Requiſitionen der Behörden des andern fportel- und ſtempel⸗ 
frei zu e und nur die baaren Auslagen und die unter dieſe zu rechnen⸗ 
den, fuͤr Lokaltermine anzuſetzenden Gebuͤhren zu liquidiren. 


Artikel 45. 


Den vor einem auswärtigen Gerichte abzuhörenden Zeugen und anderen 
Perſonen ſollen die Reife und Zehrungskoſten nebft der wegen ihrer Verſaͤum⸗ 
niß ihnen gebuͤhrenden Verguͤtung nach der von dem requirirten Gerichte ge⸗ 


ſchehenen kaxmaͤßigen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Siſtirung von dem 


requirirenden Gerichte ſofort verabreicht werden. 


Artikel 46. 


Zur Eulſcheidung der Frage, ob die Perſon, welcher die Bezahlung der 
Unkoſten in Civil⸗ und Kriminalſachen obliegt, hinreichendes Rasen dazu 
beſitzt, ſoll nur das Zeugniß derjenigen Gerichtsſtelle erfordert werden, unter 


welcher dieſe Perſon ihren weſenklichen Wohnſitz hat. f 
g Sollte 
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Sollte dieſelbe ihren Wohnſitz in einem dritten Staate haben und die 
Beitreibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten verbunden ſein, ſo wird es 
angeſehen, als ob fie kein hinreichendes eigenes Vermoͤgen beſitze. Iſt in Kri⸗ 
minalfallen ein Angeſchuldigter zwar vermoͤgend, die Koſten zu entrichten, jedoch 
in dem geſprochenen Erkenntniſſe dazu nicht verurtheilt worden, fo iſt dieſer 
Fall dem des Unvermoͤgens ebenfalls gleich zu ſetzen. 


Artikel 47. 


Saͤmmtliche vorſtehende Beſtimmungen gelten nicht in Beziehung auf den 
Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln. Ruͤckſichtlich deſſen hat es bei 
der Verordnung vom 2. Mai 1823. ſein Bewenden. n 


Artikel 48. 


Beſchwerden uͤber Verfuͤgungen der Untergerichte, reſp. Gerichte erſter 
Inſtanz, find zunaͤchſt bei dem vorgeſetzten Obergerichte reſp. Appellations⸗ 
gerichte anzubringen und erſt alsdann, wenn ſie hier keine Abhuͤlfe finden, 
auf diplomatiſchem Wege Behufs der Entſcheidung der Centralbehoͤrde gel⸗ 
tend zu machen. 

Gleichergeſtalt ſind Beſchwerden uͤber die Staatsanwaltſchaft zunaͤchſt 
bei dem betreffenden Ober⸗Staatsanwalte anzubringen. | 


Artikel 49. 


Die Dauer des gegenwaͤrtigen Vertrages wird zunaͤchſt auf zwoͤlf Jahre, 
vom 1. Juni d. J. an gerechnet, feſtgeſetzt. Vom 1. Juni 1869, an ſteht 
jedem Theile die Kuͤndigung offen, mit der Wirkung, daß mit Ablauf des naͤch⸗ 
ſten Kalenderjahres nach demjenigen, in welchem die Kuͤndigung erfolgt, der 
Vertrag erliſcht. 

Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll ratifizirt und die Auswechſelung der Rati⸗ 
fikations⸗-Urkunden binnen ſechs Wochen bewirkt werden. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmaͤchtigten gegenwaͤrtigen 
Vertrag unterzeichnet und unterſiegelt. 

Geſchehen Berlin, den 18. Maͤrz 1857. 


Friedrich Hellwig. Alexander von Oheimb. 
(J. S.) | (L. S.) 


Boie Vertrag wird, nachdem die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden bereits ſtattgefunden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 14. April 1857. 
Der Miniſterpräſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Manteuffel. f 


(Nr. 4664 —4665.) (Nr. 4665.) 
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(Jr. 4665.) Geſetz wegen nachtraͤglicher Erſatzgewaͤhrung fuͤr die in Gemaͤßheit der Geſetze 
n vom 19. Mai 1851. und 7. Mai 1855, praͤkludirten Kaſſenanweiſungen 
und Darlehnskaſſenſcheine. Vom 15. April 1857. : 


Mi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

H. 4 


Fuͤr die in Gemaͤßheit der Geſetze vom 19. Mai 1851. und 7. Mai 
1855. (Geſetz-Sammlung S. 335. und 266.) praͤkludirten Kaſſenanweiſun⸗ 
gen vom 2. Januar 1835. und Darlehnskaſſenſcheine vom 15. April 1848, iſt 
durch die Hauptverwaltung der Staatsſchulden Erſatz zu gewaͤhren. 


H. 2. 


Die Staatsregierung hat die Endfriſt zu beſtimmen, bis zu welcher 
dieſer Erſatz (§. 1.) zu leiſten iſt, und ſolche durch die Amtsblaͤtter und durch 
en ſaͤmmtlicher Provinzen, ſowie durch die Ortsbehoͤrden bekannt zu 
machen. 


H. 3. 


Die zur en (H. 1.) erforderlichen Geldmittel find der Haupt: 
verwaltung der Staatsſchulden aus den baaren Beſtaͤnden des Staatsſchatzes 
zu uͤberweiſen. 


§. 4. ; 
Der Finanzminiſter ift mit Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 15. April 1857. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


Redigirt im Büreau des Staats - Minifteriums. 
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(Rudolph Decker.) 


